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Stand: 13.12.2023

BEGRÜNDUNG
zum Bebauungsplan Nr. 24 -SCH-, 3. Änderung der Gemeinde Scharbeutz in der Straße „Bis-

kamp" zwischen den Hausnummern 14 und 18.

1

1.1

1.2

Vorbemerkungen

Planungserfordernis / Planungsziele
Der Bebauungsplan Nr. 24 -SCH - ist am 02.07.2014 in Kraft getreten. Die 1. Änderung (durch

Ergänzung) ist ca. ein Jahr später rechtskräftig geworden. Das Gebiet wurde daraufhin er-

schlossen und mit Einzel- und Doppelhäusern bebaut. Mit der 2. Änderung wurden 2021

Ferienwohnungen, Ferienhäuser und Betriebe des Beherbergungsgewerbes ausgeschlos-
sen. Der Bebauungsplan Nr. 24 -SCH - sieht ganz im Osten eine Fläche für Stellplätze vor.

Diese Stellplatzanlage wurde nicht errichtet und wird auch nicht benötigt. Der Eigentümer
möchte dort einen Einfamilienhaus errichten. Die Gemeinde Scharbeutz unterstützt das Vor-

haben und hat sich entschlossen, dort die Voraussetzungen für dringend benötigten Wohn-

raum zu schaffen. Die in dem Bereich verlaufende Freileitung wird demnächst abgebaut.

Der Bebauungsplan dient der Nachverdichtung und wird im beschleunigten Verfahren gem.

8 13a Baugesetzbuch- BauGB aufgestellt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans um-

fasst ca. 680 m?, die zulässige Grundfläche beträgt maximal 150 m? und somit weniger als

20.000 m?. Durch den Bebauungsplan wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die

einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Es bestehen

keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in 8 1 (6) Nr. 7 Buchstabe b BauGB ge-
nannten Schutzgüter oder dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Be-

grenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach $ 50 Satz 1 des Bundes-Immissi-

onsschutzgesetz - BImSchG zu beachten sind. Eine Umweltprüfung und ein Umweltbericht

sind nicht erforderlich.

Rechtliche Bindungen
Übergeordnete Planungsvorgaben des Landesentwicklungsplanes und des Regionalplanes
werden durch die Schaffung eines Baugrundstücks nicht tangiert.

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Scharbeutz stellt für das Plangebiet
Wohnbaufläche dar. Eine Entwicklung gemäß & 8 Abs. 2 BauGB ist somit gegeben.

Für das Plangebiet gelten die Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 24 -SCH - und seiner

Änderungen. Diese setzen ein Allgemeines Wohngebiet, überlagert mit einer Fläche für Stell-

plätze und dem Verlauf einer Freileitung fest. Ebenfalls enthalten ist ein Geh-, Fahr- und

Leitungsrecht für die Erschließung der Stellplatzfläche und des nördlich gelegenen Grund-

stücks.
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3.4

3.5

Auf Festsetzungen zum Klimaschutz wird im Hinblick auf die detaillierten Regelungen im Ge-

bäudeenergiegesetz (GEG) und zugehörige Regelungen und Verordnungen verzichtet. Die

Bauleitplanung ist eine Angebotsplanung; ein konkretes Zeitfenster für die Umsetzung be-

steht nicht. Die Bauleitplanung ist eine Angebotsplanung; ein konkretes Zeitfenster zur Um-

setzung besteht nicht. Von daher ist zu befürchten, dass im Bebauungsplan getroffene Fest-

setzungen ggf. in einigen Jahren nicht mehr den inzwischen fortgeschrittenen technischen

Entwicklungen entsprechen. Solaranlagen sind zulässig.

Der Osten des Plangebietes wird von einer Freileitung überquert. Diese Leitung soll in ab-

sehbarer Zeit abgebaut werden. Im Bebauungsplan sind Festsetzungen zur Beschränkung
der Gebäudehöhe getroffen. Diese bleibt deutlich unterhalb der Vorgaben des Versorgungs-
trägers. Beeinträchtigungen werden daher nicht angenommen.

Städtebauliche Festsetzungen des Bebauungsplanes
Die städtebauliche Konzeption des Bebauungsplanes Nr. 24 -SCH - einschließlich seiner Än-

derungen wird im Grundsatz beibehalten und fortgeführt. Die getroffenen Festsetzungen für

das WA-1-Gebiet gelten sinngemäß auch für diese 3. Änderung, soweit die Planzeichnung
keine abweichenden Festsetzungen trifft. Ausgenommen ist die getroffene Festsetzung zur

Überschreitung der Baugrenzen. Von dieser Regelung wird Abstand genommen, da an den

südlich des Geltungsbereichs gelegenen Mast der Freileitung nicht herangerückt werden

darf. Wegen der beengten Grundstücksfläche sind zudem nur Einzelhäuser zulässig. Auf-

grund der Höhenbeschränkung durch die Freileitung erfolgt für diese Änderung eine Höhen-

festsetzung mit Bezug auf Normalhöhennull, die etwa 10 m über Gelände entspricht.

Aufgrund der langen Zuwegung ist die als Regelfall im & 19 BauNVO vorgesehene Über-

schreitung um nur 50 % nicht ausreichend. Hier wir eine Überschreitung um 100 % erforder-

lich und entsprechend festgesetzt. Der Eingriff in die Schutzgüter Boden und Wasser werden
durch die fortgeltende Festsetzung des Bebauungsplanes Nr. 24 -SCH - zur wasserdurchläs-

sigen Befestigung von Stellplätzen gemindert.

Verkehr
Das Baugrundstück liegt direkt an der Straße Biskamp. Entsprechend der Festsetzung des

Ursprungsplanes wird für das außerhalb direkt nördlich angrenzende, noch unbebaute

Grundstück, ein Geh-, Fahr und Leitungsrecht festgesetzt. Die Gemeinde Scharbeutz ist an

das Liniennetz des ÖPNV angebunden.

Der private ruhende Verkehr ist auf dem Baugrundstück unterzubringen. Im Rahmen des

Bauantrags ist ein entsprechender Nachweis zu führen.
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3.6.2 Artenschutz
Bei der Aufstellung der Bauleitplanung sind die Artenschutzbelange des Bundesnaturschutz-

gesetzes zu berücksichtigen (88 44, 45 BNatSchG). Ein Bebauungsplan kann selbst nicht

gegen die Zugriffsverbote des $ 44 BNatSchG verstoßen, sondern nur dessen Vollzug. Er

verstößt jedoch gegen & 1 Abs. 3 BauGB, wenn bei der Beschlussfassung absehbar die

Zugriffsverbote des 8 44 unüberwindliche Hindernisse für die Verwirklichung darstellen.

Nach 8 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,

« wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen,
zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen,

zu beschädigen oder zu zerstören,

« wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten,
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-

rungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch

die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

+ Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschütz-
ten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

« wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsfor-
men aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu

zerstören.

Die Zugriffsverbote werden im Hinblick auf Vögel nicht verletzt, wenn die Arbeiten zur Bau-

feldräumung nach bzw. vor der Brutzeit der Vögel beginnen. Fortpflanzungsstätten von Vö-

geln werden nicht zerstört oder so beschädigt, dass die ökologischen Funktionen insgesamt
nicht mehr erfüllt werden. In den umgebenden Gehölzbeständen sind Ausweichquartiere

möglich. Der Baubetrieb führt nicht zu erheblichen Störungen der umgebenden Tierwelt.

Bei den im Plangebiet zu erwartenden Vogelarten kann davon ausgegangen werden, dass

aufgrund ihrer Anpassungsfähigkeit und des günstigen Erhaltungszustandes bei den vorha-

benbedingten Beeinträchtigungen nicht gegen das Zugriffsverbot verstoßen wird.

Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie sind im Plangebiet nicht vorhanden.

Es ist grundsätzlich der 8 39 BNatSchG zu beachten und ein Gehölzschnitt in der Zeit vom

1. März bis 30. September zu unterlassen.
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5.4

6.1

Löschwasserversorgung
Der Feuerschutz in der Gemeinde Scharbeutz wird durch die "Freiwilligen Feuerwehren Sch-
arbeutz" gewährleistet. Nach dem Arbeitsblatt W405 des Deutscher Verein des Gas- und

Wasserfaches e.V. - Technisch-wissenschaftlicher Verein - DVGW - Bereitstellung von

Lösch-wasser durch die Öffentliche Trinkwasserversorgung - sind bei nicht feuerhemmenden

bzw. feuerbeständigen Umfassungswänden Löschwassermengen von 96 m?/h für zwei Stun-

denerforderlich. Anderenfalls sind 48 m?/h ausreichend. Dieses kann im Bedarfsfall dem vor-

handenen Trinkwassernetz entnommen werden. Der Löschwasserbedarf durch die Gemein-

den nach pflichtgemäßem Ermessen festzulegen.

Löschwasser wird nur gemäß Arbeitsblatt W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die

öffentliche Trinkwasserversorgung" des DVGW für den Grundschutz zur Verfügung gestellt.

Objektschutz ist der über den Grundschutz hinausgehende, objektbezogene Brandschutz,
z.B. für große Objekte mit erhöhtem Brandrisiko, bei erhöhtem Personenrisiko oder bei sons-

tigen Einzelobjekten in Außenbereichen. Die Nutzung oder Teilnutzung des Trinkwassers für

die Löschwasserversorgung beim Objektschutz ist direkt mit dem Zweckverband Ostholstein

(ZVO) abzustimmen. Die mögliche Kapazität der Löschwasserversorgung aus dem Trink-

wassernetz von 48/96 m?/h über einen Zeitraum von 2 Stunden wird durch den ZVO grund-
sätzlich durch eine Rohrnetzberechnung ermittelt. Der ZVO kann an besonders kritischen

Stellen einen Löschwassertest (Hydrantentest) fordern.

Hinweise6

Freileitung
Die Schleswig-Holstein Netz AG teilt am 23.05.2022 Folgendes mit:

„Im Bereich der Planauskunft verläuft die oben genannte 110-kV-Freileitung der Schleswig-
Holstein Netz. Sie erhalten einen Lage-/Profilplan zur Information über den Freileitungsver-
lauf. Es ist zwingend notwendig, die Angaben in unseren Anhängen zu beachten und

einzuhalten! Die max. Arbeits- und Bauhöhen entnehmen Sie bitte dem angehängten
Lage-/Profilplan. Eine Abschaltung für Baumaßnahmen ist nicht möglich!

Wir empfehlen, bei der Planung einen seitlichen Abstand des Bauvorhabens zur Leitungs-
achse (Verbindungslinie der Mastmitten) von 50 m einzuhalten. Damit wird in der Regel ein
ausreichender Abstand zum Schutzbereich der 110 kV Leitung sichergestellt für einen un-

eingeschränkten und gefahrlosen Einsatz von Kränen oder Baugerüsten. Vorgesehene Re-

klameeinrichtungen, Fahnenstangen, Beleuchtungseinrichtungen sowie Anpflanzungen un-

terliegen den Angaben der Bauhöhen innerhalb des Leitungsschutzbereiches. Diese sind im

Vorwege mit uns abzustimmen. Aufschüttungen oder kurzzeitige Erdablagerungen innerhalb
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Soweit die Ausführung von Arbeiten im Leitungsschutzbereich der 110 kV Freileitung erfol-

gen sollen oder dafür in diesen eingedrungen werden kann, ist der nach DIN VDE 0105-100

Tab 103 - Annäherungszone, Schutzabstände bei Bauarbeiten und sonstigen nichtelektro-

technischen Arbeiten vorgeschriebene Mindestabstand von 3 m zu den unter 110.000 Volt

stehender Leiterseilen jederzeit, d. h. auch im ungünstigsten Fall bei ausgeschwungenen
Seilen, einzuhalten, um eine elektrische Gefährdung und damit elektrische Unfälle zu ver-

meiden.

Gerade bei Freileitungen sind zu den möglichen Ausschwingbewegungen der Leiterseile

auch jede Bewegung oder Verlagerung, jedes Ausschwingen, Wegschnellen oder Herunter-

fallen von Gegenständen, Lasten, Trag- und Lastaufnahmemitteln mit in Betracht zu ziehen.

Wir empfehlen, dieses bereits bei der Bauplanung zu berücksichtigen (z.B. bei der Errichtung
einer Halle oder Arbeiten vor Ort mittels Kran).

Reicht der Antragsteller den Lageplan mit exakter Lage des Bauvorhabens und gegebenen-
falls schon vorhandenen Bauzeichnungen der Maßnahme (Profilpläne) ein, werden von der

Schleswig-Holstein Netz, Betrieb Hochspannungsnetze (DN-BH), die maximalen Arbeits-

und Bauhöhen in dem entsprechenden Leitungsschutzbereich der 110 kV Freileitung ermit-

telt und in unserem Lage-/Profilplan des Leitungsabschnittes der 110 KV Freileitung angege-
ben. Dieser um das Bauvorhaben ergänzte Lage-/Profilplan des Leitungsabschnittes ist als

Anhang wesentlicher Bestandteil der Stellungnahme. Bitte beachten Sie, dass die Angaben
in „über Normal-Null" (ü. NHN) angegeben sind.

2) Arbeiten in der Nähe der 110 kV Freileitung

Für eine Einweisung des für jede Baustelle erforderlichen und zu benennenden Aufsichts-

führenden gemäß der Rechtsgrundlagen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes (insbeson-
dere Arbeitsschutzgesetz und Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaften)
stehen wir gern zur Verfügung.

Planen Sie auch für die Durchführung Ihrer Maßnahme ausreichende Abstände zu der 110

kV Freileitung ein, so dass keine Freischaltung erforderlich wird.

Sofern die erforderlichen Sicherheitsabstände nach DIN-VDE 0105-100 während der Bau-

maßnahme nicht eingehalten werden können, ist zwingend die Abstimmung mit der Schles-

wig-Holstein Netz erforderlich. In diesem Fall muss die Möglichkeit der Freischaltung geprüft
werden. Es kann grundsätzlich nur ein Stromkreis einer mehrsystemigen Freileitung abge-
schaltet werden. Die weiteren Stromkreise stehen dann weiterhin unter Spannung (110 kV).
In diesem Bereich gelten die genannten maximalen Arbeitshöhen unverändert.

Die Abschaltung eines Stromkreises hat einen in der Regel mehrwöchigen Planungsvorlauf
und kann aufgrund der Netzsituation auch kurzfristig abgesagt werden. Freischaltungen sind
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Derzeit sind die Bodenabstände der Leiterseile für den angefragten Bereich für ein Gebiet

abseits von Gebäuden, Straßen usw. (z.B. landwirtschaftliche Flächennutzung) ausgelegt.
Für andere Flächennutzungen, wie z.B. :

- Wohn - und andere Gebäude
- Verkehrswege und Parkplätze
- Erholungsflächen (Spielplätze, Sportflächen, usw.)

sind andere, in der Regel höhere Bodenabstände bzw. Abstände zu Gebäuden zu berück-

sichtigen, die einen Umbau der 110 kV Freileitung notwendig machen.

Sofern Straßen oder Verkehrswege innerhalb des Leitungsschutzbereiches geplant sind,
muss der dafür erforderliche Abstand von der Straßenoberfläche zu den Leiterseilen von

mindestens 7 Metern eingehalten werden.

Die Kosten des Umbaus der 110 kV Freileitung (Planung, Genehmigung, Bau und Inbetrieb-

nahme) sind vom Verursacher zu tragen und bedürfen im Vorwege einer Kostenübernahme-

erklärung durch den Bauherrn.

b) Unveränderte Flächennutzung im Leitungsschutzbereich der 110 kV Freileitung

Beinhaltet ihre Planung eine unveränderte Flächennutzung (z.B. Gebäudeneubau oder -um -

bau), muss auch bei bereits vorhandener Bebauung im Kreuzungsbereich der 110 kV Frei-

leitung eine Prüfung erfolgen, ob die Leiterseilhöhen und die Zuverlässigkeit der bestehen-

den Maste ausreichend ist.

c) Veräußerung von Fiurstücken

Sofern zu veräußernde Flächen im Leitungsschutzbereich liegen, sorgen Sie bitte dafür, dass

an den Käufer diese Informationen und den bearbeiteten Lage-/Profilplan unseres betroffe-

nen 110 kV Leitungsabschnittes, in denen die maximalen Bau- und Arbeitshöhen angegeben
sind, weitergegeben werden. Nach Vorlage eines Katasterplanes mit den geplanten Flur-

stücksgrenzen werden diese Lage-/Profilpläne kostenfrei durch Schleswig-Holstein Netz er-

stellt.

Diese Stellungnahme ist mit dem Ausstelldatum dieser Auskunft 6 Monate gültig. Nach Ab-

lauf dieses Zeitraums ist eine neue Stellungnahme für die 110kV Hochspannung einzuholen.

Nennen Sie hierzu diese Leitungsauskunftsnummer und senden Sie die Anfrage an 110kV-

Fremdplanung@sh-netz.com ."
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6.3

6.4

Trennung in Oberboden, Unterboden und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material

umweltgerecht einer weiteren Nutzung zuführen zu können. Nach Abschluss der Arbeiten ist

die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes der Flächen für die Baustelleneinrich-

tungen mit besonderer Aufmerksamkeit fachgerecht durchzuführen (z.B. Bodenlockerung).
Gemäß 8 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSch6G) sind Anhaltspunkte
für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich der unteren

Bodenschutzbehörde mitzuteilen.

Grundlage für Auffüllungen und Verfüllungen bildet der „Verfüllerlass" des Ministeriums für

Umwelt, Naturschutz und Landwirtschaft des Landes Schleswig-Holstein (Az. V 505-

5803.51-09 vom 14.10.2003) in Verbindung der Bundesbodenschutz- und Altlastenverord-

nung und die Mitteilung der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) Nr. 20 „Anforderungen
an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen - Technische Regeln -,

(Stand 2003). Sofern für die Baustraßen und -wege Recycling- Material verwendet wird, ist

ausschließlich solches zu verwenden, dass der Einbauklasse Z1.1 (LAGA M20) entspricht.
Zudem ist die Verwendung von Asphaltrecycling im offenen Einbau zu vermeiden. Alle an-

fallenden Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen.

Archäologie
Es wird auf $ 15 DSchG verwiesen: Wer Kulturdenkmale entdeckt oder findet, hat dies un-

verzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde mitzutei-

len. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Be-

sitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort

liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund

geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach

Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zu-

stand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten ge-
schehen kann. Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vierWochen seit der

Mitteilung. Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche

Zeugnisse wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

Sonstige Hinweise der Ver- und Entsorgungsträger
Westnetz GmbH vom 02.03.2023

Bei Tiefbauarbeiten ist auf die vorhandenen erdverlegten Versorgungseinrichtungen Rück-

sicht zu nehmen, damit Schäden und Unfälle vermieden werden. Schachtarbeiten in der

Nähe der Versorgungseinrichtungen sind von Hand auszuführen. Wir bitten Sie zu veranlas-

sen, dass sich die bauausführenden Firmen rechtzeitig vor Inangriffnahme der Bauarbeiten

den Verlauf der Versorgungseinrichtungen mithilfe der planauskunft.rzosnabrueck@-
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sind von Ihnen durchzuführen. Die Regulierungen von Schieber- und Ventilanbohrgestängen
an die neuen Straßenhöhen, werden jedoch von uns vorgenommen. Beim Verlegen von Ka-
beln anderer Versorgungsträger in die Trassen unserer Leitungen, ist bei Parallelverlauf so-

wie bei Kreuzungen, jeweils ein lichter Abstand von mindestens 0,30 m, zwischen diesen

Kabeln und unseren Leitungen oder Kabeln einzuhalten. Es gelten, je nach Funktion, die

Abstände der technischen Normen, Regeln und sonstige Vorschriften, z. B. DIN, DVGW, etc.
Bei Verdichtungsarbeiten über Leitungen und Kabel der Ver- und Entsorgung, bzw. in ihrer

unmittelbaren Nähe, dürfen aus Sicherheitsgründen grundsätzlich nur leichte Verdichtungs-

geräte gemäß den Angaben ZTVA neuester Fassung, eingesetzt werden. Falls für Ihre Pla-

nung noch Bestandsunterlagen benötigt werden, bitten wir Sie sich an ihren Ansprechpartner
Herrn Thömke zu wenden, der für Sie unter der Rufnummer 04561 / 399 320 zu erreichen

ist. Durch Ihr Bauvorhaben notwendiges Anpassen und Umiegen von Leitungen und Kabeln,
wird von uns vorgenommen. Besondere Schutzmaßnahmen, z. B. bei Baumstandorten, sind

mit uns abzustimmen. Diese Arbeiten werden zu Lasten des Verursachers ausgeführt. Für

weitere Fragen steht Ihnen Herr Peters, Telefon 04561 / 399 491 zur Verfügung. Dieses

Schreiben ergeht auch in Vertretung der ZVO Energie GmbH.

7 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen
Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der B-Plan die Grundlage bildet

Die Sicherung des allgemeinen Vorkaufsrechts ($ 24 BauGB) sowie des besonderen Vor-

kaufsrechtes (8 25 BauGB) im Plangebiet sind nicht vorgesehen.

8 Kosten
Durch die Inhalte des Bebauungsplanes entstehen der Gemeinde keine Kosten.

9 Billigung der Begründung
Diese Begründung wurde in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Scharbeutz

am 13.12.2023 gebilligt.

2 DEZ. 2023
AR/i

4

Scharbeutz, el Bettina Schäf r-
Bürgermeisterin

u
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